
Bundessozialgericht
VI m N d l k

9 RV 446/64 & m e n e s V o e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Verkündet am ‚ ,
25° August 1966 ' - Beklagter und Revisionskläger‚

gegen

Kläger und Revisionebeklagter°

Der 9° Senat des Bundessczialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 25„ August 1966 durch

Senatspräsident Dr. W e i 8
—Vorsitzender—,

Bundesrichter Dr° M a i s c h ,
Bundesrichter S c h i n d l e r ‚
Bundessozialrichter Dr„ T 6 p f e r ,
Bundessozialrichterin B e c k e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 15„ Fe—

bruar 1964 aufgehoben„

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an dieses Gericht zurückverwieseno
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Bei dem Kläger wurden als schädigende Einwirkungen im Sinne

des 5 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) ua Verlust des
rechten Beines im mittleren Drittel des Unterschenkels nach

Hüftbeinnervenverletzung sowie Bewegungseinsehränkung im

rechten Kniegelenk und Reizerscheinungen nach Schienbein—

bruch rechts mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um 70 vol-I° anerkannt° Im September 1958 beantragte er,

auch die Folgen eines am 19; August 1958 erlittenen Ver—

kehrsunfalles anzuerkennen, durch den er einen Schienbein—

kopfbruch des linken Beines mit erheblicher Impression der

lateralen Tibiagelenkfläohe, Radiusbruch links und Schürfvn»

gen im Bereich der linken Hohlhand davongetragen habe„ Er

sei wegen Instandsetzung seiner Prothese mit Genehmigung

der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK) an das Versorgungs—

krankenhaus in B P; überwiesen worden„ Auf dem Wege

dorthin habe er in langsamer Fahrt eine S—Kurve durchfahren

und sei anschließend auf große Koksstücke aufgefahren, die

ein Lastwagen verloren habe° ,Hierbei sei ihm der Lenker

seines Kraftrollers aus den Händen geschlagen worden und er

mit dem Kraftrad gestürzt° Im Februar 1959 beantragte der

Kläger außerdem Neufeststellung der Versorgungsbezüge nach

5 62 BVG wegen starker Nervenschmerzen° Das Versorgungsamt

(VersorgA) lehnte durch Bescheid vom 25. September 1959

beide Anträge abe Widerspruch und Klage waren erfolglosa

Im Berufungsverfahren bestätigte der behandelnde Arzt

Dr° Ui■■iil daß der Kläger von ihm zur Begutachtung in das

Versorgungskrankenhaus Bad Pyrmont ambulant überwiesen wor«
den sei, weil sich nach der Amputation des rechten Unter—

schenkels Durchblutungsstörungen und Verwachsungsbeschwerden

eingestellt hätten und diese Beschwerden das Tragen der

Prothese behinderten° Er habe die Fahrt angetreten‚ nachdem
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die AOKdie Genehmigungerteilt und das Versorgungskrenken—
haus Termin bestimmt habe° Das Lahdessozialgericht (LSG)

ändertedurchUrteil vom13°Februar1964dasUrteil des
Sozialgerichts (SG) vom 20„ Juni 1962 und den Bescheid vom
25„ September 1959 in der Fassung des Widerspruchsheseheides

vom 19„ Februar 1960 und Verurteilte den Beklagten, leichte

Def0rmiorung des Sehiehbeinkopfes links mit Impression der
Tibiagplenkfläche sowie Arthrosis deformans als Schädigunss-
folgen enzuerkennen und dem Kläger vom 1„ September 1958 an
Rente nach einer MdBvon 80 V„Ho zu gewähren° Naeh @1 BVG
werde Versorgungsrechtlich Schutz nicht nur gegen die unmittel—
baren, sondern auch die mittelbaren Folgen einer Schädigung

gewährto Als sOlChe seien in der Rechtsprechung des Reichs—
verSOrgungsgeri0hts (BVG) und des Bundessozialgerichts (BSG)
Gesundheitsstörungen angesehen werden, die infolge einer mie

litärärztlichen-Behandlung oder eines Lazarettaufenthaltes

eingetreten seien; {Aueh für Urlaubefehrten, die auf Grunä "

eines militärischen Befehle ausgeführt wurden, sei angenomw

men werden} daß es sich um Ausflüsse der dem militärisChen
Dienst eigentümlichen Verhältnisse gehandelt habe„ Für einen

Kriegsbeschädigten in Zivil dürfte keine andere Regelung gel;

ten als für Angehörige der Wehrmacht„ Er müsse zwar nicht

einem militärischen Befehl, jedoch zur Erhaltung seiner An»
sprüche den Anordnungen der Versorguhgsverwaltung in gewissem

Umfang nachkommen, wie sich aus 5 63 Abs„ 1 Satz 1 und % 16

BVG ergebe° Der Kläger habe die Fahrt zum Versorgungskran-

Kenhaus nach der Überweisung durch Dr° U::zn■‚ naeh Genehmié

gung durch die AOK und der Terminsangabe durch des Versor—

gunsskrankenhaus'aneetreten„ Deshalb sei eine mittelbare

Schädigungsfolge anzacrkcnnen° Es sei nicht ersichtlich, daß

der Kläger bei dem Zustandekommen des Unfalls in einer Weise

mitgewirkt hätte; die die wesentliche Ursache der Unfall—

folgen—gebildet hätte„ 5 4 BVG stehe der Anerkennung der

Unfallfolgen als mittelbare Schädigungsfolge nicht'entgegen°
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Für Unfälle auf dem Weg zum Arzt wegen anerkannter Schäe

digungsfolgen habe es
einer Regelung nicht bedurft, weil

diese Fälle durch @ 1 Abs„ 1 BVG erfaßt seien° Schließe

man sich dieser Auffassung nicht an, müsse die im BVG be—

stehende Lücke im Wege der Rechtsfindung geschlossen werden„

Nach 5 555 der Reichsversicherungsordnung (RVG) idF des
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der gesetzlichen Unfall—

versicherung vom 50° April 1963 (UVNG) gelte als Folge eines

Arbeitsunfalls auch ein Unfall, den der Verletzte auf einem

zur Heilbehandlung notwendigen Weg oder bei der Durchführung

der Heilbehandlung erleide° Eine unterschiedliche Behand—

lung solcher Unfälle auf dem Gebiete des Versorgungsrechts

würde dem Gleichheitsgrundsatz widersprechen° Nach Art° 4

5 2 UVNGgelte @ 555 RVO auch für Unfälle, die sich vor
seinem Inkrafttreten ereignet hätten; Als Folgen des Un—

falls bestünden noch eine leichte Deformierung des Schien—

beinkopfes links mit Impression der Tibiagelenkfläche und

eine Arthrosis deformans° Nach dem insoweit übereinstimmen—

den Gutachten des Dr, 3:1221■ und des Dr° J:: :;bedinge der
Unfall eine MdB um 20 V„H„; zusammen mit den bisher aner—

kannt gewesenen Schädigungsfolgen sei die Erwerbsfähigkeit

seit dem 1° September 1958 um 80 V„H° gemindert° Das LSG

ließ die Revision zu„

Die Revision des Beklagten rügt Verletzung des Gesetzes bei

der Beurteilung der Zusammenhangsfrage im Sinne des @ 162

Abs„ 1 Nr° 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)‚ der 55 1, 49
6 und 89 BVGV sowie als Verfahrensmängel Verletzung der

55 54 Abs„ 2 Satz 23 103, 128 SGG° Wenn der Weg zur Heil—
behandlung wie ein wehrmachtseigentümliches Verhältnis an»

zusehen sei, hätte das LSG die durch den Unfall eingetretenen

Gesundheitsstörungen als unmittelbare Schädigungsfolgen an—

sehen müssen° Die Ausführungen über den ursächliehen Zu—

sammenhang der angeblich mittelbaren Schädigungsfolge stünden
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in keiner inneren Beziehung zu den Ausführungen über die
wehrdienstlibhen Verhältnisse° Weder aus 5 1 BVG noch aus
9 4 BVG lasse sich ableiten, daß der Weg von und zur Heil—

„behandlung_Versorgungsrechtlich geschützt sei° ‚Die in den

f55'3 bis 5 BVG im Wege einer Fiktion geregelten Anspruchs—
ivorau3getzungpn seien einer ausdehnenden Auslegung nicht zu—
gänglich„ Die von dem LSG angeführte Rechtsprechung betref—
fe nur die Auslegung des Begriffs der dem militärischen

fDicnst eigentümlichen Verhältnisse°_ Bei der Betreuung der

Vers0rgungsbérechtigten durch die Verwaltung könne von einem
der militärischen Bethlsgewalt vergleichbaren Unterordnungs—

verhältnis keine RedeSein° Die allgemeine Verkehrsgefährdung,

lder jeder Benutzer der Straße ausgesetzt sei, habe mit dem
VersorgungerChtsverhältnis nichts

zu tun° Eine entsprechen»

deAnwendungdes@555EVOidF desUVNGsei nicht zulässig.,
Wgnn_der Gesetzgeber eine dem 5555 EVO entsprechende Regelung

'im Versorgungsrecht nicht getroffen und es bei der erschöpfen«

den Regelung des 5 4 BVG belassen habe, so könne nicht gefolw

gert werden, er habe an eine Regelung nicht gedacht° Späte—
stens_mit dem Erlaß des nach dem UVNG in Kraft getretenen

_2° Neuordnungsgesetzes (NOG) wäre die Lücke ausgefüllt worden,

wenn eine solche Regelung gewollt gewesen wäre° Es verstoße

nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz{ wenn im BVG der Weg zur
ärztlichen Behandlung im Gegen$atz zu 5 555 EVO nicht geschützt

sei°

T‘■c.
.

Es hätte alle mitwirkendeh Bedingungen berücksichtigen müssen°

Es habe anscheinend nicht in Betracht gezogen‚ daß der Kläger

in dem Strafverfahren selbst erklärt habe, die Straße habe so
voller größer Koksstücke gelegen, daß der gesamte Verkehr be—

hindert worden sei und entgagenkommende Wagen angehalten hätten„

Das LSG hätte prüfen müssen, ob der Kläger selbst fahrlässig
den Unfall herbeigeführt habe° Der Kläger habe im Vorverfahren

LSG habe auch die Kausalitätsnorm unrichtig angewendet„
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von einem Zivilprozeß gegen den Koksfahrer gesprochen; das

LSG hätte deshalb zur weiteren Sachaufklärung die Straf—

und Zivilprozeßakten beiziehen müssen° Bei richtiger Rechts—

anwendung sei es auf weitere Feststellungen allerdings nicht

mehr angekommen°

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts

Nordrhein—Westfalen vom 13° Februar 1964

abzuändern und die Berufung des KlägerSg

gegen das Urteil des Sozialgerichts Detmold

vom 20„ Juni 1962 zurückzuweisen‚

hilfsweise,

das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Sache an das Berufungsgericht zurück-'
zuverweiseno

Der Kläger hat keinen Antrag gestellt° Er hält das

angefochtene Urteil für zutreffend und die Verfahrens—

rügen nicht für begründet°

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und frist—

gerecht eingelegt und begründet werden und daher zulässig

(55 162 A‘bs° 1 Nr„ 1; 164, 166 SGG); sie ist auch im Sinne

des Hilfsantrages auf Zurückverweisung der Sache an des LSG

begründet°

Die von der Revision gerügten Verfahrensmängel liegen aller—

dings nicht vor° Von seiner materiell—rechtlichen Auffassung

aus, daß ein Unfall auf dem Weg zur versorgungsärztlichen

Untersuchung einen Schädigungstatbestand darstelle‚ war das

LSG nicht verpflichtet, die Strafakten beizuziehen; denn

nach dieser Auffassung war diese Unfallgefahr bereits Ursache:

bzw° Mitursache der Gesundheitsstörungen° Der Beklagte hat
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im übrigen diese Akten schon 1958 vom Amtsgericht Hess,
Oldendorf angefordert, sie eingesehen, nachdem Termin zur
Hauptverbandlung auf den 9° Dezember 1958 bestimmt werden

war, und sie_ _im März _1959 "nach AuSwertung“ Zurüekgesandt

Diese
Auswertung

hat offenbar nichts ergeben, denn der Be—
klagte hat im 802191ger10ht311ehen Verfahren nicht geltendi

gemacht, daß die _Darstellung des Klägers unzutreffend seio

Deshalb l:onnte das LSG die Beiziehung der strafakten für

entbehrlieh ansehen Es konnte unter diesen Umständen auch

annehmen, daß für ein grobes Verschulden des Klägers, das
die alleinige Ursache des Unfalls darstellen könnte, kein
begründeter Anhalt gegeben war° Ob der Kläger wegen der Un—
fallfolgen gegen den Koksfährer einen Zivilprozeß geführt
hat, ist nicht _hinreichend dargetan° Der Hinweis im Gut—

aus. Die Rüge gibt
insoweit

nicht ausreichend die Tatsachen

an, die den Mangel ergeben sellen (5 164 Abs„ 2 Satz 2 SGG)°

Die RéüiSioh ist aber wegen Verletzung sachlich—rechtlicher

Vorschriften begründet, DasLSGhat in tatsächlicher Hin—
sieht festgestellt, der Kläger habe die Unfallfahrt zum Ver—

sorgungskrankenhaus in B P; am 19, August 1958 nach

der Überweisung durch Dr, U;:■:■‚ der Genehmigung der AOK und

der Angabe eines Termine durch das Versorgungekrankenhaus an—

getreten Es hat angenommen, daß damit die Voraussetzungen

für die Anerkennung einer mittelbaren Schädigungsfolge erfüll_t

seien und hervorgehoben, eine Mitwirkung des Klägers an dem

Zustandekommen des Unfalls in einer Weise, die eine wesentli—

che Ursache der Unfallfolgen hätte bilden können, sei nicht

ersichtlich° Diese Ausführungen beruhen auf einer anzutref—

fenden AnWendung des @ 1 Abse 1 BVG und einer Verkennunä des

Begriffs der mittelbaren Schädigungsfelgeo Das LSG ist zwar

zutreffend davon
ausgegangen, daß nach der ständigen Recht—

sprechung des BSG Versorgung nach $ 1 Abs° 1 BVG auch wegen
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der mittelbaren Folgen_einer Schädigung gewährt wird (BSG in

Ede 17, 60/61, Urteil des erkennenden Senats vom 26; Februar

1959—9 RV96/55—KOV1959,157), unddaßdie infolge einer
militärärztlichen Behandlung oder eines Lazarettaufenthaltes

eingetretenen Gesundheitsstörungen nach der Rechtsprechung
des RVG (Bd° 2 S„ 58, 86 und Ede 3 8° 197, 200) und des BSG

(Urteile vom 150 Juli 1959 —9 RV468/55
—und 14„ Januar 1958

—11/e RV 887/55 -) demmilitärischen Dienst zuzurechnen sind?
_weil der Erkrankte in seiner Eigenschaft als Soldat verpflich—
tet ist, sich dem Lazarettaufenthalt und der Behandlung durch

den Militärarzt Zu unterziehen° Diese Entscheidungen wie
ebenso die Recbt%prechung des BSG über die Beurteilung von
Urlaubsfahrten, Wenn sie auf besonderen militärischen Befehl

angetreten wurden (BSG 7‚ 75, 76), betreffen aber nur die

Abgrenzungdes militärischen Dienstes bzw; der demmilitäri—
schen Dienst eigentümlichen Verhältnisse. Diese Rechtsprechung

bietet deshalb keinen Anhalt für die von dem LSG gezogene Fol—

gerung„ daß für den Kriegsbeschädigten in Zivil keine andere

Regelung gelten könne als für Angehörige der Wehrmacht, weil
auch er verpflichtet sei, zur Erhaltung seiner Ansprüche den

- Anordnungen der Versorgungsverwaltung in gewissem Umfang nach—
zukommen° Das LSG will anscheinend mit dem Hinweis auf 5 65

Abs„ 1 Satz 1 BVG und @ 16 BVG eine unmittelbare oder wenig—
stens analoge AnWendung des 5 1 Abs° 1 BVG auf die Gesund—

heitsstörungen rechtfertigen, die der aus dem militärischen
Dienst entlassene KriegsbeSchädigte auf dem Wegezu einer
versorgungsärztlich angeordneten Untersuchung oder Behandlung

erleidet° Das LSG verkennt damit grundsätzlich Voraussetzun—

gen und Grenzen des in 5 1 Abs° 1 normierten Versorgungs—
8nspruchs„ Diese Vorschrift gewährt Versorgung nur für solche

Schädigungen? die im militärischen oder militärähnlichen

Dienst oder durch die diesem Dienst eigentümlichen Verhält—

nisse entstanden sind und setzt damit das Bestehen eines

militärdienstliohen bzw° militärdienstähnlichen Verhältnisses
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vorauso Sie erfaßt nur den Gefahrenbereich‚ der mit diesem

_Dienstals einemUnterwerfungsverhäitnismit besondererBe—
} _fehlsgewalt verbunden iSt Das Versorgungsverhältnis‚ mit

dem der Staat seiner Fürsorgepflicht gegenüber den Kriegs»

_
beschädigten und andelen durch den Krieg Geschädigten nach—_

' 3:ommt, ist ranz anderer Art; es läßt sich dem militärischen’

oder n111tkrahnlichen Dienst nicht gleichstellen° Abgesehen
Ih;ervon ist der Kläge1 nicht wie in den von dem LSG angeé

führten Fällen, durch die ärztliche Behandlung seines Leidens

Zu Schaden gekommen, söndern durch einen Unfall auf dem Wege
r2ur Untersuchung° Die in'5 4 BVGausgesprochene Fiktion?

daß als militäri$cher Oder militärähnlicher Dienst (@@2‚ 3)

auch der Wegdes Einberufenen zumGestellungsort und der Heim—
weg naeh Beendigung des Dienstes oder der Kriegsgefahgenschaft
'gelte, b03tätigt daß der Zeitliche und sachliche Zusammenhang
dieser_Vorgänge mit dem militärischen oder militärähnlichen
Dienst den Grund für die Erweiterung des Versorgüngsschutzes
bild0t? Deßhalb läßt sich nach dem Sinngehalt des @ 1 BVG
diese Vorschrift nicht auf andere demmilitärischen Dienst
nicht vergleichbare mehr 0der weniger lockere Abhängigkeite—
verhältnisse übertragen; eine analoge Anwendung des 5 1 oder

des 5 4 Absa1 BVGauf andereAbhängigkeitsverhältnisse ist
ausgeschlössen° Im übrigen käme „ wenn die von dem LSG ge—
troffene Auslegung des 5 7 Abs„ 1 BVG zuträfe, Versorgung

nicht wegen einer mittelbaren9 sondern nur wegen einer unmit»
telbaren Schädigungsfolge in Betracht; weil dann die auf dem
Wege zur versorgungsärztlicheh Untersuchung eingetretene_
Gesündheitsstöruns schon zumSchädigungstatbestand gehören
würdeo

ibäS LSG hat geglaubt, hilfsweiseldüröh“Rechtsfindung eine
5Lückeim BVGfür Unfälle auf demWegezu einer Versorgungs„
ärztlichen Untersuchung,-wenn der Kriegsbeschädigté einen
behördlich bestimmten Termin wahrnehmen mußte; schließen zu
könneno Aber auch diese Möglichkeit ist rechtlich nicht

..’|[}-
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gegeben„ Die Ausfüllung einer Gesetzeslücke kommt nur in
‚Betracht, wenn nicht angenommen werden muß, daß die getrof—

fene Regelung bewußt ausschließlicher Natur sein soll‚ wenn

also eine Regelung ersichtlich lückenhaft ist (BSG in Bd° 17,
298)° Das absichtliche Schweigen des Gesetzes könnte allen—

falls dann der Ausfüllung einer Lücke nicht entgegenstehen,

wein der Gesetzgeber die Entscheidung der Frage der Recht—

sprechung überlasSen wollte° Regelmäßig kommt die Aus—

füllung einer Lücke aber nur in Betracht, wenn eine gesetz—

liche Regelung versehentlich unterblieben ist oder der nicht

geregelte Tatbestand sich erst nach dem Erlaß des Gesetzes

durch eine Veränderung der Verhältnisse ergeben hat (vgl°

auch BSG 14, 241; 23, 287)° Die Frage‚ ob ein Unfall auf

dem Wege zur ärztlichen Untersuchung als Tatbestand einer

unmittelbaren Schädigung einen versorgungsrechtliohen An—

spruch begründen kann9 liegt aber so weit außerhalb der in

5 1 Abs° 1 und 5 4 BVG geregelten Vorgänge9 daß nicht an—
genommen werden kann, der Gesetzgeber habe diesen Fall über—

seheno Wegeunfälle haben auf dem Gebiet des Unfallversiche—

rungsrechts schon lange vor Inkrafttreten des BVG Gesetz—

gebung und Rechtsprechung beschäftigt° Die Frage ihrer Ent—
schädigung hat sich also auch nicht auf Grund einer Änderung

der Verhältnisse ergeben„ Nach 5 543 RVG idF bis zum Inkraft—
treten des UVNG —aF— galten als Arbeitsunfälle auch Unfälle

auf einem mit der Tätigkeit in dem Unternehmen zusammen—
hängenden Weg nach und von der Arbeits— oder Ausbildungs—

stätte° Nach der von dem Reichsversicherungsamt (BVA) be—
gründeten und vom BSG fortgeführten Rechtsprechung reichte

für den erforderlichen Zusammenhang zwischen dem Weg zum Arzt

und der Tätigkeit im Unternehmen nicht aus, daß ein Arbeits—

unfall den Anlaß für den Weg zum Arzt gegeben hatte (BSG in

Bd° 23, 139‚ 140 nebst weiteren Angaben)° Nur unter beson—

deren Umständen, nämlich dann9 wenn nicht das eigene Inter—

esse des Versicherten an der ärztlichen Beratung und Behand«
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lung überwog, sondern ein sachlicher Zusammenhang mit der

-Betriebstätigkeit verlag, zB bei einem Gang zum Arzt in der

Mittagspause wegen einer im Betrieb erlittenen sofort be«

handlungsbedürftigen Hand— oder Augenverletzung (BVA in EuM

Bd 23, 8° 166,16? und Bd 24, S 324) oder auf Grund einer
bindehden betrieblichen Anordnung (BSGUrteil vom 25° Mäij
1964_in BG 1965, 73), wurde der Arztbesuch als Teil der],
versicherten Tätigkeit angesehen° Die im Einzelfall zwei—

felhafte und schwierige Abgrenzungdes betrieblichen Zusamw
menhcngs von der nicht-vereicherten Tätigkeit hat zu der in

5 555 RVOgetroffenen Neuregelung geführt, nach der als Folge
eines Arbeitsrnfells nun aueh ein Unfall gilt, den der Ver—
letzte auf einem zu der Heilbehandlung

„„„o
notwendigen Wege „,

erleidet In der Begründung zu dem Entwurf des UVNG (Bundes—

tags—Drucksache IV/12os° 55 zu @ 555 EVO) ist ausgeführt,

daß "die Rechtsprechung den besonderen sozialpolitisohen

Bedürfnissen der Unfallversicherung nicht immer_hinreichend
Rechnung.getregen" habe (vgl.° auch Lauterbach, Unfallver—
sicherung, 3° ‚Auflo @ 555 Annn 1)„ Bei dieser Vorschrift

handelt es sich aber nicht um einen allgemeinen Rechts"

gedanken, der in gleicher Weise wie im Recht der gesetzlichen

Unfallversicherung auch im Kriegsopferreoht Geltung bean—

spruchen könnte° @ 555 RVO nF steht jedenfalls in engem,
Zusammenhangmit dem durch 5 543 RVOaF (@ 550 HF) begrvnde—
ten Schutz für Wegeunfälle als zur versicherten Betriebs—
tätigkeit gehörig und ergänzt diesen Schutz dureh Einbeziehung

.der Schadensfälle bei Durchführung der Heilbehandlungo @555

RVO nF läßt sich nur mit der wesentlich engeren und grund—

sätzlich an.das militärische Dienstverhältnis geknüpften Aus—

dehnung der Versorgungsansprüche in 5 4 Abs, 1 BVG vergleicheno

D‘ämit, daß 5 ”1 Abs, 1 BVG und @ 4 Abs, 1 eve ausschließlich an
den militärischen oder militärähnlichen Dienst anknüpfen, ist
eine Entscheidung des.Geeet2gebere getroffen, die außerhalb des
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so begrenzten Rahmens eine Ausdehnung des Versorgungs—

anspruchs auf andere Wegeunfälle ausschließt° Daß der

Versorgungsschutz nicht entsprechend 5 555 RVO erweitert

werden kann, ergibt sich schließlich schon daraus, daß der

Gesetzgeber bei Erlaß des am 1. Januar 1964 in Kraft ge—
tretenen 20 NOG keinen Anlaß genommen hat, die Frage einer

ähnlichen Regelung wie in @ 555 RVG zuzuführen, obgleich
diese Vorschrift schon am 1, Juli 1963 in Kraft getreten

ist (Art, 4 5 16 Abs° 1 UVNG) und im 2„ NOG die Tatbestände

des 5 4 BVG erweitert wurden, ohne daß Unfälle des Beschä—
digten auf dem Wege zur Heilbehandlung einbezogen worden

wären° Eine Verletzung des Grundsatzes der Gleichbehand—

lung (Art° 3 des Grundgesetzes —GG—)ist nicht ersichtlich,

wenn Tatbestände der gesetzlichen Unfallversicherung, denen

Grundsätze des sozialen Versicherungsrechts zugrunde liegen,

und solche der Kriegsopferversorgung eine unterschiedliche

Regelung erfahren haben° Da die Tatbestände sich wesentlich

unterscheiden, wird nicht Gleiches ungleich behandelt, was

Voraussetzung für die Verletzung des Gleichheitssatzes wäre°

Bei zutreffender Anwendung des 5 1 Abs° 1 BVG hätte aber das

LSG prüfen müssen, ob die Gesundheitsstörungen, die der Klä—

ger bei dem Verkehrsunfall erlitten hat, eine mittelbare

Schädigungsfolge der anerkannten Schädigung waren„ Dazu war

erforderlich, daß die.anerkannte Schädigung bei dem unab—

hängig von ihr entstandenen Vorgang des Verkehrsunfalls die

Ursache oder Mitursache im versorgungsrechtlichen Sinne für

eine weitere gesundheitliche Schädigung war (vgl° Wilke,

Kommo zum BVG 2° Aufl° @ 1 Anm° V Nr° 10; vglo auch BSG in

Bd° 17, 60, 61 und Urteil des erkennenden Senats vom 180

Juli 1961 —9 RV 1014/60 —)0 Diese Möglichkeit bestand,
wenn der Kläger durch die Verletzungsfolgen am rechten Bein

und am rechten Kniegelenk in seiner Fähigkeit, den Sturz zu
vermeiden oder zu mildern, so behindert war, daß darauf die
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Gesundheitsstörungen ganz oder zum Teil zurückzuführen sind„

DahingehendeHinweise hat der Kläger vor demSGgegeben„
Unerheblich war dagegen, daß der Unfall sich auf demWege
zu der versorgungsärztlichen Untersuchung ereignet hat, ob—
gleich diese Untersuchung von der AOK genehmigt und von dem

Versorgungskrgnkenhaus terminiert werden war° Die anerkannte
Schädiguhgsfolge ist in einem solchen Fall zwar Bedingung im

,naturwissenschaftliCh—philosophischen Sinne dafür, daß sich
der Unfall zu jener Zeit und an jenem Ort überhaupt ereignete°

Sie ist aber nicht für dieses Geschehenan sich Ursacheim
;sinne der Kausalitätsnorm; denn sie hat nicht wegen ihrer bee
Sondcren Beziehung Zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich

'beigctranen (BSG 1‚'270)b' Der Gefährdung im Straßenverkehr
ist jedermann ausgesetzt, aus welchen Anlässen auch immer er
die Straße als Fußgänger betreten oder als Kraftfahrer be—

,nutzen muß° Eine Körperbehinderung ist für die Frage, ob

jemand überhaupt ven einem Verkehrsunfall betroffen wird„ bei

einem Sachverhalt, Wie er hier zu entscheiden ist, zunächst

-ohne Bedeutung; 'Insoweit handelt es sich nicht um eine beson—

Vderé, sondern eine allgemeine verkehrstypische Gefahr (vgl°

BSG,Urteil vom26„ Februar1959in KGV19595° 157)° Die
Entscheidung darüber, welche Bedingungen als Ursache oder

Mitursache im'Rechtssinnne
zu gelten haben, muß im Einzelfall

aus der Auffassung des praktischen Lebens hergeleitet werden

(BSG 19 76 und Urteile des erkennenden Senats in SozR Nr° 115

zu 5 162 SGG_sowievom 7° September 1962 —9 RV 98/60 —und
vom 25° November 1965 — 9 RV 526/64 —)‚ Die Verkehrsaufa

fassuhg und die Sprache werten den Anlaß, der zu dem Weg und”
damit zu.dem Unfall geführt hat, nur im Sinne eines "zu—

'fälligen"-Geschehens„ *Auch die mittelbare Schädigungefolge
muß eine ausreichend nahe Beziehung zu dem Gefahrenkreis

haben, dem der Beschädigte gerade durch das Zusammenwirken
der Schädigungsfolge mit anderen Bedingungen ausgesetztist°
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Es genügt nicht eine Bedingung‚ die irgendwie zum Er-

folg beigetragen hat° Eine andere Entscheidung würde

dazu führen, daß der begrenzte Gefahrenbereich, den das

BVG schützen will‚ uferlos erweitert und Versorgung auch

für ganz entfernte Geschehensabläufe gewährt werden

müßte°

Nach alledem beruht das Urteil des LSG auf einer irri—

gen Anwendung des 5 1 BVG° Die Revision ist somit

begründet„ Das angefochtene Urteil war deshalb auf—

zuhebeno

Das LSG hat — von seiner Rechtsauffassung aus zutreffend

nicht geprüft? welche Bedeutung die anerkannten Schädi—

gungsfolgen für den Ablauä des Unfalls und damit für die
durch ihn eingetretenen Gesundheitsstörungen gehabt ha—

ben„ Der Senat kann die hierzu erforderlichen Fest—

stellungen nicht selbst treffen° Die Sache war daher

zur erneuten Verlandlung und Entscheidung an das LSG

zurückzuverweisen°

Das LSG wird bei der erneuten Entscheidung berück—

sichtigen müssen, daß der Kläger 1958 vor der Poli—

zeibehörde und dem Richter eine etwas andere Darstel—

lung von dem Sturz mit dem Kraftrad gegeben hat als

in der Verhandlung vom 20° Juni 1962 vor dem SG und

daß im Verwaltungsverfahren Dr„ Par::@ 1959 die
Frage des!®msalzusammenhangs anders beurteilt hat als

1961 Dr° B ZIIIHA Insoweit könnte auch eine Beiziehung
der Strafakten und der Akten eines etwaigen Zivil_

prozesses der Sachaufklärung dienlich seino
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Die Kostenentscheidung bleibt der das Verfahren ab—

schließenden Entscheidung vorbehalten„
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